
Solidarität mit verfolgten Kolleginnen und Kollegen in der Türkei
Appell an die nordhessischen Bundestagsabgeordneten

Die türkische Regierung hat unmittelbar nach dem gescheiterten Putschversuch im Juli 2016 zehntausende 
von Lehrkräften, vorgeblich Anhänger der Gülen-Bewegung, entlassen. Zum Schuljahresbeginn 2016/2017 
waren nach offiziellen Angaben des türkischen Erziehungsministeriums erneut 11.825 Lehrerinnen und 
Lehrer von Entlassungen betroffen. Mehrheitlich handelt es sich dabei um Mitglieder der laizistischen 
Bildungsgewerkschaft Eğitim-Sen, die im Widerstand zur AKP-Regierung steht und deshalb schon seit 
Jahren mit Repressalien und Kriminalisierung bedroht wird. Wir verurteilen diese Entlassungen scharf. Sie 
sind ausschließlich politisch motiviert und widersprechen jeglichen rechtsstaatlichen Grundsätzen. 

 Obwohl offensichtlich ist, dass die türkische Armee völkerrechtswidrig in Syrien eingedrungen ist, 
gibt es weiterhin militärische und waffentechnische Kooperation der Bundesregierung mit der Türkei

 Obwohl allen bekannt ist, dass es die türkische Regierung war, die den Friedensprozess mit der PKK
abgebrochen hat, werden kurdische Organisationen und Vereine in Deutschland weiter kriminalisiert.
Dies geht so weit, dass etliche Türken und türkische Kurden, die in Deutschland vor Jahren 
politisches Asyl bekommen hatten, nun wegen Unterstützung einer „ausländischen terroristischen 
Vereinigung“ angeklagt sind.

Vor diesem Hintergrund erscheinen die immer wiederkehrenden Beteuerungen der Bundesregierung, sich auf
internationaler Ebene als Anwalt für Menschen- und Völkerrecht einzusetzen, nicht glaubwürdig. 
Menschenrechte werden von der Bundesregierung je nach politischer und wirtschaftlicher Interessenlage 
instrumentalisiert.

Die EU-Mitgliedstaaten nutzen die Türkei als Partnerin, damit nicht noch mehr Flüchtlinge nach Europa 
kommen. In der Türkei leben über zwei Millionen Flüchtlinge, die weder gut versorgt noch integriert sind. 
Diese haben Unterstützung verdient. Die Unterstützung muss in die Grundversorgung, Schulbildung und
Arbeitsangebote für die Flüchtlinge fließen, wobei nach unseren Vorstellungen die Finanzmittel an 
internationale und erfahrene Flüchtlingsorganisationen gehen sollten. Eine Ausweisung eines Großteils 
dieser Flüchtlinge in die Kriegsgebiete, aus denen sie geflohen sind, muss auf das Schärfste verurteilt 
werden.

Aus Anlass eines Informationsabends mit Sakine Esen Yilmaz, die bis zu ihrer Flucht nach Deutschland 
Generalsekretärin von Eğitim-Sen war, fordern der Bezirksverband Nordhessen der GEW und die 
UnterzeichnerInnen die nordhessischen Bundestagsabgeordneten auf, sich mit all ihren Möglichkeiten 
einzusetzen für 

- eine Beendigung der Kooperation der Bundesregierung mit der türkischen
  Regierung
-  eine Rückkehr zu rechtsstaatlichen Verhältnissen in der Türkei
-  eine Rücknahme der Entlassungen
-  ein Ende der Repressalien gegen Gewerkschafter, Wissenschaftler, Journalisten und
   Oppositionspolitiker
-  ein Ende jeglicher Folter, wie sie u.a. Amnesty International beklagt
-  ein Ende des Krieges gegen die kurdische Bevölkerung und ein Ende ihrer Vertreibung aus ihren
   Wohngebieten
-  den Stopp der militärischen Zusammenarbeit mit der Türkei und jeglicher Waffenexporte in die
   Türkei
-  ein Ende der Zusammenarbeit zwischen deutschen und türkischen Strafverfolgungsbehörden bei
   der Verfolgung kurdischer politischer AktivistInnen

Bezirksvorstand der GEW-Nordhessen und alle Unterzeichnenden


